
allseitig geführten Voruntersuchung sein. Denn ein 
formales „Abstrafen“ ist mit der sozialistischen 
Rechtspflege nicht vereinbar. Die ein Verfahren ab­
schließende Entscheidung des Gerichts muß Ausdruck 
einer kollektiven Erkenntnis sein' und eine prinzipielle, 
parteiliche Auseinandersetzung mit dem Verhalten des 
Täters, insbesondere mit den ideologischen Ursachen, 
die der Tat zugrunde liegen, darstellen. Jede gericht­
liche Entscheidung muß allseitig überzeugen und die 
gesellschaftsfördernde Tätigkeit des Gerichts wider­
spiegeln.
Diesen Prinzipien einer sozialistischen Rechtspflege 
wird m. E. das Strafbefehlsverfahren nicht gerecht. Die 
Entscheidungen „nach Lage der Akten“ verzichten von 
vornherein auf eine planmäßige und auf einen be­
stimmten erzieherischen Erfolg gerichtete Hauptver­
handlung und damit auf die breite Einbeziehung der 
Werktätigen in das gerichtliche Verfahren. Der Erlaß

des Strafbefehls ist und bleibt eine Schreibtischarbeit, 
die auch nicht im entferntesten zu einer umfassenden 
Aufdeckung des objektiven Tatgeschehens, der Ursachen 
und Wurzeln der Tat beitragen kann. Hier dominiert 
ausschließlich der staatliche Zwang, der an die Stelle 
der notwendigen ideologischen Überzeugungs- und Er­
ziehungsarbeit gesetzt wird. Ein rechtswidriges Tun 
oder Unterlassen wird „geahndet“, ein Verfahren akten­
mäßig erledigt. Nach meiner Überzeugung sollte man 
davon abkommen, im Strafbefehlsverfahren Bürger zur 
Verantwortung zu ziehen. Der in der Straftat seinen 
Ausdruck findende gesellschaftliche Konflikt zwischen 
einem einzelnen Bürger und den gesamtgesellschaft­
lichen Interessen kann in der Regel nicht durch die 
Strafe, also durch den staatlichen Zwang allein, sondern 
in erster Linie durch konsequente und auf breite 
Schultern gelagerte Überzeugungs- und Erziehungs­
arbeit mit allen seinen Wurzeln beseitigt werden.

Rechtsanwälte beraten über die Durchsetzung des 
Staatsratsbeschlusses vom 30. Januar 1961

Die Zentrale Revisionskommission der Kollegien der 
Rechtsanwälte der DDR und das Rechtsanwaltskolle­
gium von Groß-Berlin führten am 28. April 1961 in 
Berlin eine gemeinsame Tagung durch, um die Auf­
gaben der Rechtsanwaltschaft bei der Durchsetzung 
des Beschlusses des Staatsrates über die weitere Ent­
wicklung der Rechtspflege zu erörtern. An der Beratung 
nahmen neben den Mitgliedern des Beirats für Rechts­
anwaltsfragen, den Vorsitzenden der Rechtsanwalts­
kollegien der DDR und den Mitgliedern des Berliner 
Rechtsanwaltskollegiums auch Einzelanwälte und als 
Gäste Vertreter der Berliner Justizorgane teil. Die Be­
deutung dieser Aussprache wurde durch die Anwesen­
heit des Stellvertreters des Ministers der Justiz, 
R a n k e ,  unterstrichen.
Der Vorsitzende des Rechtsanwaltskollegiums von 
Groß-Berlin und der Zentralen Revisionskommission, 
Rechtsanwalt W o l f f ,  sprach über das Thema: „Der 
Beschluß des Staatsrates über die weitere Entwicklung 
der Rechtspflege vom 30. Januar 1961 und die Aufgaben 
der Rechtsanwaltschaft in der Deutschen Demokrati­
schen Republik.“
Der Referent gab zunächst einen Überblick über die 
Entwicklung der Rechtsanwaltschaft seit dem V. Partei­
tag der SED, über die Schritte auf dem Wege zur sozia­
listischen Anwaltschaft.
Ausdruck des wachsenden Bewußtseins der Rechts­
anwälte ist ihre gesellschaftliche Aktivität, durch die 
sie eine noch engere Verbindung zur Bevölkerung her­
steilen und zugleich die Qualität ihrer fachlichen Arbeit 
erhöhen. So zeigte sich z. B. bei den Diskussionen über 
die Schaffung des neuen, sozialistischen Rechts, daß das 
Verständnis für die gesellschaftliche Entwicklung und 
auch die Bereitschaft, diese Entwicklung durch den 
Einsatz aller Kräfte zu unterstützen, in der Rechts­
anwaltschaft gewachsen sind.
Die Entwicklung zur sozialistischen Rechtsanwaltschaft 
fordert eine Lösung von den übernommenen Arbeits­
methoden der bürgerlichen Advokatur und die Heraus­

bildung eines neuen, sozialistischen Arbeitsstils für 
jeden Bereich der rechtsanwaltlichen Tätigkeit. Diese 
Aufgabe kann nur durch die Zusammenarbeit aller 
Rechtsanwälte gelöst werden.
Der Staatsratsbeschluß hat auch für die Rechtsanwälte 
große Bedeutung, weil er die Grundfragen der sozia­
listischen Rechtspflege behandelt. Die Klärung dieser 
Grundfragen ist die Voraussetzung für die Lösung all 
der Einzelfragen, die sich aus der anwaltlichen Praxis 
ergeben. Deshalb ist es notwendig, sich in erster Linie 
damit zu befassen, welche Stellung die Rechtsanwalt­
schaft in der sozialistischen Gesellschaftsordnung hat. 
Der Referent legte dar, wie auch die Rechtsanwaltschaft 
als Teil der Rechtspflege den Gesetzmäßigkeiten der 
gesellschaftlichen Entwicklung unterliegt. Er erläuterte 
den Charakter der bürgerlichen Anwaltschaft, die die 
Funktion hat, die Rechte des einzelnen gegenüber dem 
Staat zu verteidigen und durchzusetzen, und zeigte an 
Hand der westdeutschen Entwicklung die Ursachen und 
Merkmale der Auflösung der Freiheit der Advokatur. 
Im sozialistischen Staat gibt es keinen Widerspruch 
zwischen den Interessen der Gesellschaft und den 
Interessen der Bürger. Dies bestimmt auch den Cha­
rakter und die Stellung der Rechtsanwaltschaft in der 
DDR und die Methode ihrer Arbeit. Indem der Rechts­
anwalt die Interessen des Bürgers vertritt, ist er zu­
gleich Helfer des sozialistischen Staates, der an dem 
Schutz der Interessen der Bürger zutiefst interessiert 
ist. Der Rechtsanwalt, der sich gegen- eine bürokratische, 
gleichgültige und ungerechte Behandlung eines Bürgers 
wendet und hilft, die Interessen des Bürgers durch­
zusetzen, trägt zugleich dazu bei, Hemmnisse in der 
gesellschaftlichen Entwicklung zu überwinden.
Dip Anwaltschaft hat in unserer Gesellschaft ihren 
privaten Charakter verloren. Sie ist eine gesellschaft­
liche Einrichtung geworden. Sie erfüllt keine private, 
sondern eine gesellschaftliche Funktion. Als Teil der 
Rechtspflege besteht ihre spezifische Aufgabe darin, 
den Mandanten juristische Hilfe zu gewähren, auf die
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